
Kurzbericht - 68 

Ausschuss für Rechts- und Verfassungsfragen 

(49. - öffentliche - Sitzung am 6. Mai 2020) 

Beratungsthemen: 

1. Fortsetzung der Unterrichtung der Landesregierung zur aktuellen Situation der 

niedersächsischen Justiz im Kontext der Corona-Pandemie 

 

Der Ausschuss nahm die Unterrichtung entgegen und führte darüber eine Aussprache. 

  

2. Antrag der Fraktion der SPD und der Fraktion der CDU auf Unterrichtung 

durch die Landesregierung über Rechtsänderungen im Zusammenhang mit 

der Nutzung von digitalen Anwendungen in der Justiz 

 

Der Ausschuss nahm den Antrag einstimmig an und bat die Landesregierung, ihn 

in der nächsten Sitzung zu unterrichten. 

  

3. Entwurf eines Gesetzes zur Anpassung des Rechts der richterlichen 

Mitbestimmung und zur Stärkung der Neutralität der Justiz 

Gesetzentwurf der Landesregierung - Drs. 18/4394 

 

Der Ausschuss schloss die Gesetzesberatung ab. Er empfahl dem Landtag, den 

Gesetzentwurf in der Fassung der Vorlage 14 anzunehmen. 

 

Zustimmung:  SPD, CDU, FDP, AfD 

Ablehnung:  GRÜNE 

Enthaltung:  - 

 

Berichterstatter (schriftlicher Bericht): Abg. Helge Limburg (GRÜNE). 

  

4. Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Niedersächsischen 

Glücksspielgesetzes 

Gesetzentwurf der Landesregierung - Drs. 18/4945 

 

Der Ausschuss schloss die Mitberatung ab. Er schloss sich der Beschlussempfehlung 

des - federführenden - Ausschusses für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und Digitalisierung 

an, den Gesetzentwurf in der Fassung der Vorlage 9 mit dem Inhalt der eckigen 

Klammern in Artikel 1 §§ 10 e und 10 f anzunehmen. 

 

Zustimmung:  SPD, CDU 

Ablehnung:  FDP 

Enthaltung:  GRÜNE, AfD 

  

5. Entwurf eines Gesetzes zur Einführung des 8. Mai 2020 als Feiertag in das 

Niedersächsische Gesetz über die Feiertage 

Gesetzentwurf der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 18/3262 

 

Der Ausschuss begann mit der Mitberatung des Gesetzentwurfes. 

  

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_05000/04001-04500/18-04394.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_05000/04501-05000/18-04945.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_05000/03001-03500/18-03262.pdf
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6. Entwurf eines Gesetzes zur Anerkennung weiterer Opfergruppen der 

Nationalsozialistischen Gewaltherrschaft sowie zur Streichung des Begriffes 

„Rasse“ 

Gesetzentwurf der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 18/6116 

 

Ein Vertreter des Ministeriums für Inneres und Sport nahm zu dem Gesetzentwurf 

Stellung. Der Ausschuss kam überein, die Gesetzesberatung in einer der nächsten 

Sitzungen fortzusetzen. 

  

7. Änderung der Geschäftsordnung des Niedersächsischen Landtags - 

Einführung eines „Corona-Ausschusses“ 

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 18/6114 

 

Der Ausschuss führte die Mitberatung durch. Gegenüber dem - federführenden - 

Ältestenrat votierte er dafür, dem Landtag die Ablehnung des Antrages zu empfehlen. 

 

Zustimmung:  SPD, CDU 

Ablehnung:  GRÜNE, FDP, AfD 

Enthaltung:  - 

  

8. Entwurf eines Niedersächsischen Gesetzes über die Unterrichtung des 

Landtages durch die Landesregierung (Niedersächsisches 

Parlamentsinformationsgesetz - NPIG) 

Gesetzentwurf der Fraktion der FDP - Drs. 18/4498 

 

Der Ausschuss kam überein, die für eine mündliche Anhörung vorgesehenen 

Sachverständigen zunächst um eine schriftliche Stellungnahme zu bitten. 

  

9. Zusammen gegen Hass, Gewalt und Angriffe gegen politische 

Mandatsträgerinnen und Mandatsträger auf kommunaler, Landes- oder 

Bundesebene 

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 18/5865 

 

Der - mitberatende - Ausschuss bat das Justizministerium, ihn in einer der nächsten 

Sitzungen zu den Gesichtspunkten des Antrages zu unterrichten, die die Zuständigkeit 

dieses Ausschusses betreffen. 

  

10. Gerechtigkeitslücke schließen - Wohnraumschaffung begünstigen und 

Rechtsfrieden stärken 

Antrag der Fraktion der AfD - Drs. 18/5867 

 

Der Ausschuss bat die Landesregierung, ihn in einer der nächsten Sitzungen zu dem 

Antrag zu unterrichten. 

  

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_07500/06001-06500/18-06116.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_07500/06001-06500/18-06114.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_05000/04001-04500/18-04498.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_07500/05501-06000/18-05865.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_07500/05501-06000/18-05867.pdf
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11. Entwurf eines Gesetzes zur Finanzierung von Zuführungen an das 

Sondervermögen zur Nachholung von Investitionen bei den Hochschulen in 

staatlicher Verantwortung und an das Sondervermögen 

Wirtschaftsförderfonds Niedersachsen sowie zur Errichtung eines 

Sondervermögens zur Bewältigung der Auswirkungen der Corona-Pandemie 

mit Mitteln des Jahresüberschusses 2019 

Gesetzentwurf der Landesregierung - Drs. 18/6350 

 

Der Ausschuss führte die Mitberatung durch. Er schloss sich der Beschlussempfehlung 

des - federführenden - Ausschusses für Haushalt und Finanzen an, den Gesetzentwurf 

in der Fassung der Vorlage 2 anzunehmen. 

 

Zustimmung:  SPD, CDU 

Ablehnung:  GRÜNE, FDP, AfD 

Enthaltung:  - 

  

12. Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Niedersächsischen 

Ausführungsgesetzes zum Tierische Nebenprodukte-Beseitigungsgesetz 

Gesetzentwurf der Landesregierung - Drs. 18/5950 

 

Der Ausschuss führte die Mitberatung durch. Gegenüber dem - federführenden - 

Ausschuss für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz votierte er dafür, dem 

Landtag die Annahme des Gesetzentwurfes in der Fassung der Vorlage 3 - 

einschließlich der vom Gesetzgebungs- und Beratungsdienste vorgeschlagenen 

Zusätze in § 1 Sätze 3/1 und 4 und § 3 Abs. 5 Sätze 3 und 5 - zu empfehlen. 

 

 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_07500/06001-06500/18-06350.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_07500/05501-06000/18-05950.pdf

